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Abb. 2: Qualitative Einschätzung der Effekte verkehrsrelevanter Interventionen auf kommunaler und re-
gionaler Ebene / Quelle: Eigene Abbildung

Als Beispiel: Die Förderung des Radverkehrs führt zu einem zügigeren und sicheren 
Fortkommen mit diesem besonders stadtverträglichen Verkehrsmittel. Allein dies ist 
Grund genug, den Radverkehr zu fördern. Diese Förderung mag auch das Verkehrs- 
aufkommen ein wenig zugunsten des Radverkehrs verlagern. Der Beitrag zum Klima-
schutz bleibt aber gering, da nur ein Teil der Verlagerung auf Kosten des Pkw geschieht 
und die Verlagerung vom MIV nur kurze Wege betrifft, sodass selbst ein verdoppelter 
Radverkehrsanteil den Verkehrsaufwand des MIV nur geringfügig reduziert. Aber um-



397S ch lu ss  fo lg er u n g en f ü r P o l i t i k ,  Pl a n u n g sp r a x i s u n d Fo r s ch u n g

gekehrt kann eine Verdopplung des Radverkehrsanteils in einer Stadt, vor allem in der 
Innenstadt, zu einer merklichen Reduzierung des MIV-Aufkommens beitragen, wenn 
dort für möglichst viele kurze Wege das Auto stehen bleibt. Gerade am Beispiel des 
Radverkehrs lässt sich allerdings auch zeigen, dass Planung nicht nur Verhaltensände-
rungen verursacht, sondern häufig bereits erfolgten Verhaltensänderungen folgt. Der 
zunehmende Radverkehr lief in vielen Fällen (gegenwärtig in Berlin, in der Nachkriegs-
zeit in Münster) der Radverkehrsförderung voraus (Scheiner/Witte 2013). Auch in 
den Städten Hannover, Karlsruhe und München nimmt der Radverkehr deutlich zu, 
sodass die kommunale Verkehrsplanung den Nachfragezuwächsen teilweise kaum 
nachkommt (vgl. die Beiträge von Göbler, Scheck und Koppen in diesem Band).

Die Lebensqualität in Städten und Regionen umfasst aus verkehrlicher Sicht nicht nur 
geringe Immissionen und Emissionen, Verkehrssicherheit, Erreichbarkeit und städte-
bauliche Qualitäten, sondern auch das soziale Miteinander im öffentlichen Raum, das 
auch vor dem Hintergrund der im vorliegenden Sammelband thematisierten Prozesse 
der Individualisierung und Virtualisierung gefährdet erscheint. Auch wenn Studien ins-
gesamt auf komplexe Ursache-Wirkungs-Beziehungen deuten, lässt sich als Resümee 
zur sozialen Sicherheit festhalten, dass innerhalb von Quartieren die Präsenz von Fuß-
gängern mit geringerer Kriminalität, höherer subjektiver Sicherheit, sozialer Kontrolle 
und mit der Entstehung von „weak ties“ in Quartieren verbunden ist. Innerhalb der 
Gesamtstadt liegen die „hot spots“ der Kriminalität häufig gerade in den am stärksten 
frequentierten Stadtzentren (Wessel 2009; Mason/Kearns/Livingston 2013; Yama- 
moto/Jo 2018; Rees-Punia/Hathaway/Gay 2018).

Viele Ansätze lassen sich kurzfristig beginnen. Strukturprägend werden insbesondere 
die siedlungsstrukturellen Maßnahmen aber erst auf lange Frist, da sich die bestehen-
den Standortstrukturen der Städte und Regionen baulich nur sehr langsam verändern 
lassen. Schneller wirksam werden Reorganisationen der Nutzung innerhalb vorhande-
ner baulicher Strukturen. So ist eine Verbesserung der Nutzungsmischung auch inner-
halb der gegebenen baulichen Gestalt einer Stadt möglich. Eine Erhöhung des Nach-
fragepotenzials (Bevölkerungsdichte) innerhalb einer gegebenen baulichen Struktur 
lässt sich durch Nachverdichtung oder Umnutzungen von anderweitig genutzten 
Grundstücken und Gebäuden bzw. Brachen realisieren.

Für den Güterverkehr schlägt Leerkamp (2020 in diesem Band) ein Konzept „Zentra-
ler Orte des Güterverkehrs“ vor, das mit einer regional geordneten Entwicklung von 
Produktions- und Distributionsstandorten zu einer stärkeren Bündelung des Güter-
verkehrs führen soll. Aus der Verteilung der hochrangigen Zentren ließen sich die er-
forderlichen Verbindungsqualitäten der Verkehrsnetze ableiten, während sich die 
nachrangigen Standorte umgekehrt an den vorhandenen Verkehrsnetzen und deren 
Verbindungsqualitäten orientieren müssten. Dies erfordert eine Regionalplanung, die 
sich mit einem regionalen Konzept der Flächennutzung gegen konkurrierende örtliche 
Interessen durchsetzen kann. Umsetzbarkeit und Wirksamkeit eines solchen Konzepts 
bleiben jedoch vollkommen offen.
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4.2	 Zum Rahmen der regionalen und kommunalen Verkehrsplanung  
	 und -politik

Aus den bisherigen Überlegungen ziehen wir folgende Schlüsse: Kommunale und regi-
onale Verkehrskonzepte können wesentliche Beiträge zu höherer Lebensqualität leis-
ten. Dagegen bleibt ihr Beitrag zur Reduzierung der CO2-Emissionen gering, auch 
wenn zahlreiche Kommunen ihre Verkehrsplanung zum Gegenstand von Klimaschutz-
konzepten machen. Die teilweise vorliegenden Wirkungsprognosen erscheinen uns 
überzogen, beruhen teilweise auf unrealistischen Wirkungsannahmen oder auf Maß-
nahmenvorschlägen, die politisch nicht vermittelbar sind.7

Daher stellt sich die Frage nach stärker wirksamen Ansätzen und den Möglichkeiten 
weiterer Akteure. Als relevante Akteure werden hier der Bund und die EU in ihren rah-
mensetzenden Funktionen und ergänzend die Fahrzeughersteller als Verursacher be-
trachtet. Abbildung 3 stellt analog zur Abbildung 2 eine Reihe möglicher Interventio-
nen des Bundes und der EU sowie einige technische Innovationen mit einer qualitativen 
Einschätzung ihrer Wirksamkeit dar.

Auf dieser Ebene sehen wir wirksamere Ansätze zur Reduzierung der CO2-Emissionen 
in Form von Grenzwertsetzungen für Emissionen und Energieverbrauch sowie die da-
raus resultierende Anpassung der Fahrzeugtechnik. Wir stimmen dabei mit Schell- 
hase/Grimme/O‘Sullivan et al. (2018: 663) überein, die das technische Innovations- 
potenzial für einen verbesserten Klimaschutz als hoch bewerten. Dabei verweisen die 
Erfahrungen mit dem Abgasbetrug der letzten Jahre durch Teile der Automobilindus-
trie sowie dem Emissions- und Mautbetrug von Spediteuren8 auf notwendige Kontrol-
len, stellen den Ansatz aber nicht grundsätzlich infrage. Die kontinuierliche Verschär-
fung der Emissionsgrenzwerte und die eher zurückhaltende Einführung von Ver- 
brauchsgrenzwerten in den letzten Jahrzehnten sind trotz dieser betrügerischen Ak-
tivitäten eine Erfolgsgeschichte. Sie machen aber im Hinblick auf die Überschreitung 
von Immissionsgrenzwerten in den Städten und gleichzeitig im Hinblick auf die Kraft-
stoffverbräuche folgendes deutlich:

Wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht streng genug oder nicht zielführend 
reglementiert und überwacht werden, konzentriert sich die technische Entwicklung 
auf immer größere Fahrzeuge mit immer stärkeren Motoren und entsprechend höhe-
rem Energieverbrauch. Langfristig bietet nur ein Verbot des Einsatzes von Verbren-

7	  	 In Modellrechnungen für das Ruhrgebiet kommen Reutter/Müller/Schwarze et al. (2018) sogar bei 
einem vollständig unrealistischen Rückbau des Bundesautobahnnetzes und der städtischen Haupt-
verkehrsstraßen auf einen Fahrstreifen je Richtung zu dem Schluss, dass die Klimaschutzziele für 
den Verkehrssektor deutlich verfehlt würden.

8	  	Das ZDF recherchierte Software-Manipulationen in osteuropäischen Lkw auf deutschen Straßen. 
Dabei wird durch den Einsatz von Emulatoren der Zusatzstoff Ad Blue eingespart, der für das Funk-
tionieren des Katalysators erforderlich ist. Dies führt dazu, dass verstärkt Stickoxide emittiert, die 
offiziell geltend gemachte Euro-6-Norm nicht erfüllt und der Staat um die dafür zu zahlende höhere 
Maut betrogen wird (Becker 2017).
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nungsmotoren eine klare Perspektive für die Fahrzeugentwicklung.9 Aber auch dieser 
sollte mit Verbrauchsgrenzwerten verbunden sein, denn alternative Antriebe verbrau-
chen ebenfalls Energie, die Rohstoffe für Speichermedien sowie regenerativ erzeugte 
Energien sind begrenzt. Außerdem ist die ausschließlich regenerative Energieerzeu-
gung noch ein Zukunftsbild mit zahlreichen weiteren Fragezeichen und Problemen, bis 
hin zu den Netzkapazitäten zur Verteilung (Working Group of German and Austrian 
Emeritus Transport Professors 2018). Und größere Fahrzeuge sind für den städti-
schen Verkehr allein aufgrund ihrer Abmessungen ein Problem. Sie reduzieren die An-
zahl der verfügbaren Stellplätze und erhöhen so den Druck, zusätzliche Stellplätze 
auszuweisen. Dies geschieht häufig auf Kosten der Flächen für den Fuß- oder Radver-
kehr. Sicherheitsräume, vor allem des Radverkehrs gegenüber parkenden Fahrzeugen, 
werden blockiert, Sichtbeziehungen eingeschränkt.

Dabei können kleinere, verbrauchsärmere Fahrzeuge gegenüber höher motorisierten 
Pkw durch eine entsprechende Gestaltung von Steuern und Gebühren gefördert wer-
den.10 Emissionsgrenzwerte und Emissionsklassen in der Kfz-Steuer sollten nicht nach 
Fahrzeugklassen gestaffelt sein, sondern ausschließlich nach den absoluten Emissio-
nen je Fahrzeugkilometer. Dabei kann eine verbrauchsabhängige Zulassungsgebühr 
wie in Dänemark den Kauf sparsamer Fahrzeuge fördern. Daneben sollten finanzielle 
Anreize auf die Vermeidung der Pkw-Nutzung zielen. Demzufolge sollten Straßen- 
benutzungsgebühren nicht zeitbezogen erhoben werden (keine Vignette als „Flat- 
rate“), sondern abhängig von der Nutzung (kilometerbezogene Gebühr), ggf. räum-
lich und zeitlich differenziert zur effizienteren Auslastung der Straßen und kombiniert 
nach Emissionsklassen. 

Eine Verkehrspolitik des Bundes oder der EU kann aufgrund der Vielfalt und teilweise 
Widersprüchlichkeit politischer Ziele nicht vollständig konsistent sein. Sie sollte sich 
jedoch am Leitbild der Nachhaltigkeit mit seinem Spannungsverhältnis ökologischer, 
ökonomischer und sozialer Ziele messen lassen. Gegenwärtig werden die Verkehrs- 
politiken des Bundes wie auch der EU stark vom Ziel des wirtschaftlichen Austausches 
dominiert. Soziale Ziele (Verteilungseffekte, Teilhabe, Gerechtigkeit) beschränken 
sich auf die Thematik der Barrierefreiheit, ökologische Ziele sind nachgeordnet und 
führen in der Regel allenfalls zu Änderungen der Linienführungen oder der Ausfüh-
rungsplanung, aber nicht zum Verzicht auf Projekte. Ein politischer Wille zu weniger 
Lkw-, Pkw- oder Flugverkehr ist praktisch nicht erkennbar.

9	  	Die vollständige Abkehr vom Verbrennungsmotor wird bereits in einem Beschluss des Deutschen 
Bundesrats (2016: 2) gefordert. Danach sollen „spätestens ab dem Jahr 2030 unionsweit nur noch 
emissionsfreie PKW zugelassen werden“. Allerdings wird dabei nicht von einem Verbot der Neu- 
zulassung gesprochen, sondern einem „effizienten Einsatz von Abgaben und steuerrechtlichen 
Instrumenten“.

10	  So wird in Dänemark eine hohe Gebühr für die Zulassung von Kraftfahrzeugen erhoben. Bis zu 
einem Kaufpreis von ca. 26.500 € beträgt die Gebühr 85 % des Kaufpreises und steigt oberhalb die-
ser Grenze überproportional. Außerdem enthält sie eine verbrauchsabhängige Differenzierung 
(https://skat.dk/SKAT. aspx?oid=2234529, 19.07.2019). Ein Porsche 911 Carrera, der in Deutschland 
für knapp 100.000 € angeboten wird, kostet mit der Zulassungsgebühr in Dänemark fast 250.000 € 
(Vergleich von www.porsche.dk, 19.07.2019 und www.porsche.de, 19.07.2019). So liegt die Motori-
sierungsrate in Dänemark mit 419 Pkw/1.000 Einwohnern deutlich unter der in Deutschland mit 548 
Pkw/1.000 Einwohnern (BMV 2018: 326) – gute Voraussetzungen für eine kommunale Verkehrs- 
politik zugunsten des Fuß- und Radverkehrs. In Norwegen gehört die hohe CO2-Besteuerung zu 
den größten Kaufanreizen für E-Fahrzeuge (Bobeth/Matthies 2016).
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Abb. 3: Qualitative Einschätzung der Effekte verkehrsrelevanter Interventionen des Bundes und der EU 
sowie technische Innovationen / Quelle: Eigene Abbildung

Selbst in den Rahmenbedingungen der Verkehrssicherheit ist die Handlungsbereit-
schaft des Bundes sehr begrenzt, wenn dies mit Einschränkungen des Pkw-Verkehrs 
einhergeht. In den anderen europäischen Ländern sind die Geschwindigkeiten (außer-
orts) stärker limitiert und die Strafen für Übertretungen deutlich höher, teilweise ein-
kommensabhängig und reichen bis hin zu Gefängnisstrafen und Versteigerung des 
Pkw in der Schweiz (Theile 2017). 
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4.3	 Konsequenzen für die Forschung

Planung und Politik verfolgen das Ziel, Raum, Verkehr und Mobilität am Paradigma der 
Nachhaltigkeit auszurichten. Dies erfordert eine weitgehende Durchdringung der be-
troffenen Wirkungsnetze und der Möglichkeiten nachhaltiger Interventionen. 

Die in Abschnitt I des vorliegenden Sammelbandes dargestellten Rahmensetzungen 
der Planungspraxis und die formulierte Zielsetzung, die Wechselwirkungen der Verän-
derungsprozesse zu verstehen, führen zu einer Vielzahl von Fragen an die Forschung, 
aber auch aus Sicht der Forschung. Nicht alle der nachfolgend formulierten Punkte 
konnten durch die Arbeit des Arbeitskreises bzw. in diesem Band adressiert werden. 

Daraus ergibt sich eine Vielzahl von Fragen, die aus der Sicht der Forschung nicht oder 
nur in Ansätzen beantwortet sind bzw. die praxisseitig an die Forschung gerichtet wer-
den. Im wissenschaftlichen Fokus steht dabei die rückblickende und vorausschauende 
Reflexion der Wechselwirkungen zwischen gesellschaftlichem Wandel, Raum- und 
Verkehrsentwicklung:

>> Wie stellen sich die – in Grundzügen bekannten – Wirkungsweisen gesellschaft- 
licher Entwicklungen auf die Raum- und Verkehrsentwicklung im Detail dar, und 
wie verändern sich die Wirkungen im Zeitverlauf (z. B. durch Sättigungseffekte, 
veränderte Präferenzen oder neue Technologien)?

>> Welche Interaktionen bestehen einerseits zwischen verschiedenen gesellschaft- 
lichen Prozessen in ihren Wirkungen auf den Verkehr, andererseits zwischen ver-
schiedenen Verkehrsarten (Verkehrsmodi, Güter- und Personenverkehr, Nah- und 
Fernverkehr etc.)?

>> Welche hemmenden oder verstärkenden Wechselwirkungen bestehen zwischen 
Markteinflüssen auf der Angebots- und Nachfrageseite einerseits, und geplanten 
Interventionen andererseits?

>> Welche Rolle spielen welche Akteure bzw. Akteursgruppen, ihre Motivationen und 
Interessen sowie die Interaktionen zwischen ihnen für eine nachhaltige Raum- und 
Verkehrsentwicklung?

Im Sinne einer politischen und planerischen Beeinflussung dieser Prozesse stellen sich 
Fragen nach Interventionen in gesellschaftliche Entwicklungen – im Sinne des Rah-
mens der Raum- und Verkehrsentwicklung – sowie nach Interventionen im Bereich 
von Raum und Mobilität selbst:

>> Welche Rolle spielen Politik und Planung in den genannten Prozessen und Wir-
kungszusammenhängen? Wie wirken sich politische Regimes auf einer den Inter-
ventionen übergeordneten Ebene (etwa in der Verkehrs-, Raumordnungs-, Sozial-, 
Umwelt- und Wirtschaftspolitik) auf Raum- und Verkehrsentwicklung aus? Welche 
Prozesse und Zuständigkeiten sind förderlich bzw. hemmend für erwünschte Ent-
wicklungen?
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>> Welche gesellschaftlichen Veränderungen außerhalb des Maßnahmenfeldes der 
Raum- und Verkehrsplanung lassen sich im Sinne einer nachhaltigen Raum- und 
Verkehrsentwicklung beeinflussen (z. B. Bewusstseinsbildung über Verkehrs- 
risiken, Umweltschutz, Gesundheitsbewusstsein)?

>> Welche Veränderungen und Ansatzpunkte zur Intervention liegen im Handlungs-
bereich von Raum- und Verkehrsplanung (z. B. Radverkehrsförderung), welche im 
Handlungsbereich anderer Akteure (z. B. Krankenkassenbeiträge in Abhängigkeit 
von der Verkehrsmittelnutzung)? 

Für eine wissenschaftlich informierte Politik und Planung sind Fragen nach Wirksam-
keit, Umsetzbarkeit und Aufwand von Interventionen von zentraler Bedeutung:

>> Welche Zielkonflikte sowie erwünschte und unerwünschte Wirkungen haben 
raum- und verkehrsrelevante Interventionen hinsichtlich der Ziele einer nachhal- 
tigen Raum- und Verkehrsentwicklung (z. B. bessere Erreichbarkeit und steigender 
Energieverbrauch, mehr Fitness versus höheres Unfallrisiko durch Radfahren)?

>> Welche Markteinflüsse bergen Hemmnisse oder Chancen für nachhaltige Raum- 
und Verkehrsentwicklung (z. B. Wohnbedürfnisse von Haushalten und Interessen 
von Immobilienentwicklern)?

>> Welche Rebound-Effekte sind bei erwünschten Wirkungen zu erwarten (z. B. 
mehr MIV-Fahrten durch stationsungebundenes Sharing-Angebot)?

>> Welche Umsetzungserfahrungen bestehen bei unterschiedlichen Interventionen 
(z. B. Push- versus Pull-Maßnahmen), und welche Bedingungen liegen den Erfah-
rungen zugrunde? Wie lässt sich die Akzeptanz von Interventionen verbessern 
(z. B. Bürgerbeteiligung)?

Neben diesen inhaltlich motivierten Fragen besteht ein Defizit insbesondere der deut-
schen Verkehrsforschung darin, dass zwar einerseits die Datenlage mit einer Vielzahl 
von Befragungen sowie weiteren Datenquellen vordergründig sehr gut ist, aber prak-
tisch alle Quellen unter gravierenden Einschränkungen leiden, die durch die restrik- 
tiven Datenschutzbestimmungen verursacht sind. Dies betrifft insbesondere die feh-
lende oder übermäßig vergröberte Geokodierung, die die Rekonstruktion räumlicher 
und sozialräumlicher Rahmenbedingungen stark erschwert bis unmöglich macht. Von 
der Erhebung Mobilität in Deutschland 2017 werden hier deutliche Verbesserungen 
erwartet.

Gleichzeitig bestehen nach wie vor Defizite in der Nutzbarkeit dezentraler, öffentlich 
finanzierter Datenquellen. Mit der Einrichtung der Clearingstelle Verkehr ist hier be-
reits viel erreicht worden. Daten der Bundesländer, Regionen und Kommunen (Befra-
gungen, Zählungen) sind jedoch weiterhin nur in Ausnahmefällen dokumentiert und 
für die Forschung nutzbar. Insbesondere historische Datenbestände, die langfristige 
Prozesse verdeutlichen könnten, sind dabei praktisch nicht erschlossen.
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5	 Schlussbemerkungen

Die Veränderungen von Raum, Verkehr und Mobilität bilden einen komplexen Prozess 
mit wechselseitigen Abhängigkeiten. Mit zunehmenden Verflechtungen zwischen phy-
sischen und virtuellen Welten (virtuelle Aktivitäten, Internet der Dinge) betreffen die-
se auch die Beziehungen zwischen bisher meist getrennt betrachteten Sphären wie 
etwa den Güter- und Personenverkehr, den Alltags- und den Fernverkehr. Die beob-
achteten Veränderungen werden durch vielgestaltige gesellschaftliche Prozesse ge-
prägt. Umgekehrt prägen Raumstrukturen, Verkehrsentwicklung und Mobilität ihrer-
seits die weitere gesellschaftliche Entwicklung. 

Die Rolle von Politik und Planung in diesen Wirkungszusammenhängen ist aufgrund 
der Notwendigkeit, viele, auch konfligierende Ziele zu verfolgen, ambivalent. Eine so-
zial gerechte und integrative, ökonomisch leistungsfähige sowie ökologisch und bau-
kulturell verträgliche Verkehrsentwicklung ist eine konfliktträchtige Aufgabe, die weit 
über den engeren Verkehrsbereich hinausgeht. Einen wesentlichen Beitrag leistet eine 
integrierte Verkehrsplanung als Verknüpfung der strategischen Verkehrsplanung mit 
der Stadt- und Regionalplanung sowie als enge Kooperation kommunaler und regiona-
ler Institutionen. Die Institutionalisierung einer regionalen Ebene kann hier unterstüt-
zend wirken, ebenso wie eine koordinierte – statt kompetitive – Behandlung verschie-
dener Sachfelder (Verkehr, Stadtentwicklung, Umwelt, Gesundheit etc.). Eine solche 
Planung hat wesentlichen Einfluss auf die Verkehrssituation vor Ort, auf die Erreich-
barkeitsverhältnisse, die Verkehrssicherheit, den Flächenverbrauch und die Immissio-
nen, auf Kosten und Finanzierbarkeit des Verkehrs, auf Lebensqualität und Funktions-
fähigkeit der Städte und Regionen. Entsprechend sehen wir die vordringliche Aufgabe 
der kommunalen und regionalen Verkehrsplanung in der Verbesserung der Lebens-
qualität vor Ort. Im Verkehrsbereich gehört dazu zunächst die Sicherung von Erreich-
barkeiten durch die Barrierefreiheit der Verkehrsangebote und der jeweiligen Gele-
genheiten, sowie durch bessere Bedingungen für den stadtverträglichen Fuß-, Rad- und 
öffentlichen Verkehr. Außerdem geht es um den Schutz des Lebens in der Stadt vor 
den negativen Auswirkungen des Pkw- und Lkw-Verkehrs.

Umgekehrt liegt die vordringliche aktuelle Aufgabe der Verkehrspolitik auf Ebene des 
Bundes und der EU im Klimaschutz, vor allem durch wirksame Grenzwertsetzungen 
bis hin zum Verbot von Verbrennungsmotoren. Dies erfordert ein klares Ende des 
Antriebskonzepts des Verbrennungsmotors. Nur dies führt bei gleichzeitigem Vollzug 
der Energiewende zu den angestrebten Null-Emissionen im Verkehrsbereich, die am 
ehesten im Landverkehr möglich erscheinen. Außerdem setzt dies das Verursacher-
prinzip um. 

Im Moment zeigt sich dagegen ein anderes Bild:

>> Der Bund beschränkt sich auf eine symbolische Politik der Technikentwicklung 
(z. B. Elektrofahrzeuge) sowie die Förderung des wirtschaftlichen Austausches 
durch Infrastrukturausbau, anstatt durch konsequente Rahmensetzungen mithilfe 
der EU wirksamen Klimaschutz zu betreiben. 
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>> Auch das im Oktober 2019 vom Kabinett beschlossene „Klimapaket“ fügt sich in 
dieses Bild. Der als Herzstück des Klimapaketes bezeichnete steigende CO2-Preis 
(von 10 €/t (2021) auf 35 €/t (2025), Bundesregierung 2019) liegt weit unter den 
ursprünglichen Vorschlägen des Bundesumweltministeriums und wird von wissen-
schaftlicher Seite mehrheitlich als wirkungslos kritisiert. Verglichen mit einer mo-
deraten Einkommensentwicklung stellt er bei gleichzeitig konstanter Energie- 
steuer kaum noch eine Verteuerung dar (0,5 ct/l bis 2025, Holz-Rau 2019: 10). Die 
gleichzeitige Erhöhung der Pendlerpauschale reduziert die Kosten des Pendelns 
sogar, bei hohen Einkommen am meisten (Holz-Rau 2019: 11). Das „Klimapaket“ 
stellt im Verkehrssektor soziale und ökologische Nachhaltigkeitsziele auf den Kopf.

>> Gleichzeitig fördert der Bund kommunale Klimaschutzkonzepte im Verkehrsbe-
reich, die weitgehend unwirksam bleiben müssen, und schiebt in vielen Bereichen 
die Verantwortlichkeiten auf die kommunale Ebene, wo wirksame Interventions-
möglichkeiten fehlen – am eklatantesten sichtbar bei der Diskussion um eine Blaue 
Plakette zur Durchsetzung von Fahrverboten für besonders umweltschädliche 
Fahrzeuge.

>> Dies führt verbunden mit Förderprogrammen des Bundes und der Länder zu 
durchaus sinnvollen Konzepten, z. B. der Radverkehrsförderung. Diese bleiben 
aber im Hinblick auf die Luftreinhaltung und (noch stärker) den Klimaschutz weit-
gehend unwirksam. 

Teilweise stützt wohl auch die Verkehrswissenschaft diesen Prozess, indem sie die 
Wirksamkeit von Maßnahmen überschätzt, bei fehlenden oder schwachen Wirkungen 
auf nicht umgesetzte Teilkonzepte verweist und ein Mehr an weiteren (unwirksamen) 
Interventionen fordert. An die Verkehrswissenschaft richtet sich daher der Appell, 
nicht nur nach weiteren Konzepten auf allen Ebenen zu suchen, sondern vor allem die 
Wirksamkeit von Konzepten methodisch rigoros zu evaluieren und dabei auch eine 
mögliche Unwirksamkeit bisher favorisierter Konzepte zu thematisieren. Dazu gehört 
auch eine stärker akteurszentrierte und politikwissenschaftliche Verkehrsforschung, 
die sich mit Rahmenbedingungen und Hemmnissen der Umsetzung von Konzepten 
beschäftigt und die Interessen, Motive und Handlungsweisen politischer Akteure un-
tersucht. 

Dabei ist forschungsseitig auch zu diskutieren, dass die Verkehrsexpansion ein (wenn 
auch aus mancher Sicht unerwünschter) Nebeneffekt vieler erwünschter gesellschaft-
licher Entwicklungen ist. Hierzu zählen die politische Integration Europas (und darü-
ber hinaus) sowie der soziale, ökonomische und kulturelle Austausch, der ohne Ver-
kehr nicht vorstellbar ist. Dies galt in der Nachkriegszeit analog auf der innerdeutschen 
Ebene, die zunächst noch von kleinteilig-regionalen konfessionellen, sprachlichen und 
politischen Grenzen geprägt war. „Als Gesellschaft zahlen wir einen bestimmten Preis, 
wenn wir Mobilität einschränken“ (Mokhtarian 2020 in diesem Band). Entsprechend 
hoch ist die Bedeutung einer verträglicheren Abwicklung des Verkehrs, die weniger 
einschränkend wirkt und weniger Widerspruch auslöst als eine Planung und Politik der 
Mengenrestriktion.
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Als Schlussfolgerung bleibt hier zum einen die Forderung nach einem gesellschaft- 
lichen Dialog darüber, welchen Preis die Gesellschaft für weniger Verkehr – insbeson-
dere weniger Pkw-Verkehr, weniger Lkw-Verkehr und weniger Flugverkehr – zu zahlen 
bereit ist, sowie die Frage, ob sich die erwünschten Effekte, vor allem zur Reduzierung 
der Verkehrsfolgen, nicht durch technologische Interventionen höherer gesellschaft-
licher Akzeptanz erreichen lassen. Aber auch dies würde ein massives Umsteuern er-
fordern. Zum anderen ist festzuhalten, dass dies zwar – wenn die verkehrlichen Wir-
kungen nennenswert sein sollen – mit erheblich veränderten räumlichen Beziehungen 
verbunden wäre, aber nicht unbedingt mit weniger Lebensqualität einhergehen muss. 
Die Zusammenhänge zwischen Mobilität und Lebensqualität sind im Wesentlichen 
über das Unternehmen von Aktivitäten vermittelt, während Mobilität als solche, allen-
falls äußerst bescheidene und zudem widersprüchliche Effekte auf die subjektive Le-
bensqualität der Menschen hat (Stutzer/Frey 2008; Kolodinsky/DeSisto/Propen et al. 
2013; Morris 2015; Sweet/Kanaroglou 2016). Es ist also keineswegs zwingend, dass das 
Niveau an Lebensqualität bei Einschränkungen der Mobilität sinkt. Umgekehrt kann 
eine Reduzierung des „belastenden Verkehrs der Anderen“ vor Ort die Lebensqualität 
durchaus steigern. Gerade darauf zielen viele Konzepte, die den MIV reduzieren wol-
len.

Die Diskussion der möglichen Nutzen und Kosten einer insgesamt geringeren Mobili-
tät würde in jedem Fall einen breiten zivilgesellschaftlichen Diskurs erfordern, dem 
sich das BMVI bisher weitgehend verschließt, obwohl er in der Presse breiten Raum 
einnimmt und erheblich an Schärfe gewonnen hat. Die oben thematisierte einseitige 
Schwerpunktsetzung der Verkehrspolitik des Bundes könnte in diesem Rahmen durch 
die Entwicklung einer programmatischen Erklärung gemildert werden, die den Cha-
rakter einer Vision Verkehr hätte. Diese sollte mittelfristig und zunächst als Prozess 
angelegt sein. Sie könnte und sollte nicht eine rein fachlich getriebene Proklamation 
sein, sondern vor allem eine öffentliche Diskussion anstoßen und unterschiedliche, 
auch widersprüchliche Interessen verbinden. Sie sollte sich ausdrücklich auf den Ver-
kehr beziehen, nicht auf Mobilität, um nicht wesentliche Aspekte von vornherein aus-
zublenden, z. B. Verkehrsbelastungen und Verkehrsunfälle. 

Kommunen können in diesem Zusammenhang über ihre Spitzenverbände sowie ggf. 
gemeinsam mit den Ländern oder über Bundestagsvertreter bundespolitisch agieren. 
Dies beinhaltet die Forderung nach veränderten Gesetzgebungen, aber auch nach 
Förderprogrammen. Analog zum Experimentellen Wohnungs- und Städtebau könnte 
beispielsweise ein Programm zur „Experimentellen Verkehrsplanung“, flankiert von 
methodisch rigoroser Evaluationsforschung, anhand ausgewählter Regionen ermit-
teln, welche Effekte auf die Mobilität ein unter normalen Bedingungen unrealistisch 
exzellenter ÖPNV mit begleitender Rad- und Fußverkehrsförderung hätte.
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